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- Drucksache 16/7804 - 


Entwicklung der Studierendenzahlen im Studienjahr 2007 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Am 12. Dezember 2007 legte das Statistische Bundesamt die Schnellmeldungs- 
ergebnisse der Hochschulstatistik zu Studierenden und Studienanfängerinnen 
und -anfängem vor. Demnach steigerte sich die Zahl der Studierenden im ersten 
Semester im Wintersemester 2007/2008 um durchschnittlich 3,8 Prozent. 
Allerdings zeigen sich erste Auswirkungen der Einführung allgemeiner Stu- 
diengebühren. Nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes meiden Studie- 
rende Gebührenländer wie Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Saarland u. a. 
Dagegen wuchs die Zahl der Studienanfängerinnen und -anfänger in Bundes- 
ländern ohne Gebühren überdurchschnittlich. Die Bundesregierung verfehlt 
einmal mehr ihr Ziel, die Studienanfängerquote auf 40 Prozent eines Altersjahr- 
ganges zu steigern. 

Insgesamt ging die Gesamtzahl der Studierenden im Vergleich zum Vorjahr 
um 2 Prozent zurück. Derzeit sind nur rund 1,95 Millionen junge Menschen 
an Hochschulen eingeschrieben. 


1 . a) Wie entwickelten sich die Zahl der Studienabgängerinnen und -abgän- 
ger mit Studienberechtigung und wie die Zahl der Studienanfängerinnen 
und -anfängem von 2000 bis 2007 (bitte nach Geschlecht, Staatsangehö- 
rigkeit und Migrationshintergrund aufschlüsseln und nach prozentualen 
und absoluten Anteilen ausweisen)? 

Es wird davon ausgegangen, dass sich Frage la analog zu Frage Ib auf Schul- 
abgängerinnen und -abgänger mit Studienberechtigung bezieht. 

Die Zahl der Schulabgänger und -abgängerinnen mit Studienberechtigung er- 
höhte sich von 2000 auf 2006 (Zahlen für 2007 liegen noch nicht vor) von 
347 616 (davon 161 229 (=46,4 Prozent) Männer und 186 387 (=53,6 Pro- 
zent) Frauen) auf 415 008 (davon 196 421 (=47,3 Prozent) Männer und 
218 587 (= 52,7 Prozent) Frauen). Das ist eine Steigerung von 19,4 Prozent. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
vom 8. Februar 2008 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Zur Staatsangehörigkeit wird in der Statistik nur nach Deutschen und Auslän- 
dem unterschieden. Migrationshintergmnd ist kein Erhebungsmerkmal. 

Die Zahl der deutschen Schulabgänger und -abgängerinnen mit Studienberech- 
tigung erhöhte sich von 2000 auf 2006 von 332 694 (davon 153 999 (= 46,3 Pro- 
zent) Männer und 178 695 (=53,7 Prozent) Frauen) auf 397 932 (davon 
188 296 (= 47,3 Prozent) Mäimer und 209 636 (= 52,7 Prozent) Frauen). Das 
ist eine Steigemng von 1 9,6 Prozent. 

Die Zahl der ausländischen Schulabgänger und Schulabgängeriimen mit Stu- 
dienberechtigung erhöhte sich von 2000 auf 2006 von 14 922 (davon 7 230 
(= 46,3 Prozent) Mäimer und 7 692 (= 53,7 Prozent) Frauen) auf 17 075 (davon 
8 124 (= 47,6 Prozent) Männer und 8 951 (= 52,4 Prozent) Frauen). Das ist eine 
Steigemng von 14,4 Prozent. 

Die Zahl der Studienanfänger und Studienanfängerinnen erhöhte sich von 2000 
auf 2007 (erste vorläufige Ergebnisse) von 314 539 (davon 159 715 Männer 
(=50,8 Prozent) und 154 824 (=49,2 Prozent) Frauen) auf 358 217 (davon 
179 812 Männer (= 50,2 Prozent) und 178 405 Frauen (= 49,8 Prozent). Das ist 
eine Steigerang um 13,9 Prozent. 

Von den 314 539 Studienanfängern und Studienanfängeriimen 2000 waren 
259 651 (= 82,5 Prozent) Deutsche, davon 133 672 Männer (= 51,5 Prozent) 
und 125 979 (= 48,5 Prozent) Frauen. 2006 (für 2007 liegen die Zahlen in die- 
ser Abgrenzung noch nicht vor) waren von den 344 967 Studienanfängern und 
Studienanfängeriimen 281 554 (81,6 Prozent) Deutsche, davon 144 549 
(=51,3 Prozent) Männer und 137 005 (= 48,7 Prozent) Frauen. 

Von den 314 539 Studienanfängern und Studienanfängerinnen 2000 waren 
54 888 (= 17,5 Prozent) Ausländer, davon 26 043 (= 47,5 Prozent) Männer und 
28 845 (= 52,5 Prozent) Frauen. 2006 (für 2007 liegen die Zahlen in dieser 
Abgrenzung noch nicht vor) waren von den 344 967 Studienanfängern und Stu- 
dienanfängerinnen 63 413 (18,4 Prozent) Ausländer, davon 29 951 (= 47,2 Pro- 
zent) Männer und 33 462 (= 52,8 Prozent) Frauen. 

b) Wie erklärt sich die Bundesregierang, dass trotz des prozentual höheren 
Anstiegs der Zahl der Schulabgängeriimen und -abgänger mit Studien- 
berechtigung in den vergangenen Jahren nur 3,8 Prozent mehr Studien- 
anfängerinnen und -anfänger im Studienjahr 2007 den Weg an die Hoch- 
schulen fanden? 

Der Übergang von der Schule zur Hochschule erfolgt häufig zeitverzögert. Nur 
ein Teil der Schulabsolventen und Schulabsolventinnen nimmt direkt nach dem 
Schulabschluss ein Studium auf So hatten 69 Prozent der Schulabsolventen des 
Jahres 2005 die Absicht geäußert, ein Studium aufzunehmen, 43 Prozent be- 
gannen das Studium bis zum Jahresende, die restlichen 26 Prozent später. 


2. a) Welche Bedeutung misst die Bundesregierung bei dem zum Teil deut- 
lichen Rückgang oder der Stagnation der Zahl der Studienanfänge- 
rinnen und -anfänger in Bundesländern wie etwa dem Saarland, Baden- 
Württemberg und Hessen der Einführung allgemeiner Studiengebühren 
zu? 

Ein Rückgang der Zahl der Studienanfänger kann verschiedene Ursachen 
haben, unter anderem die Tatsache, dass für bestimmte Fächer ein lokaler 
Numems clausus eingeführt wurde. Auch in Ländern mit Studiengebühren wie 
Nordrhein- Westfalen oder Niedersachsen sind die Studienanfängerzahlen ge- 
stiegen. 
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b) Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass laut einer Umfrage des 
Hochschul-lnformations-Systems (HIS) jede und jeder vierte Studien- 
verzichtlerin/Studienverzichter angab, aufgrund von Studiengebühren 
auf ein Studium zu verzichten und weitere elf Prozent nicht bereit sind, 
weitere Studiengebühren auf sich zu nehmen? 

Die Gründe für einen Studienverzicht sind vielfältig. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts sind allein die Länder für die Entscheidung zu- 
ständig, ob und inwieweit Studiengebühren eingeführt werden. Das Gericht hat 
dabei die sozialstaatliche Verpflichtung der Länder bei der Einführung von Stu- 
diengebühren betont. Die Bundesregierung hat keinen Anlass anzunehmen, 
dass die Länder ihrer entsprechenden Verantwortung bei der Ausgestaltung der 
Studienfinanzierungssysteme nicht gerecht würden. Die Erfahrungen anderer 
Staaten, z. B. Österreichs, zeigen, dass keine negativen Langfristwirkungen zu 
erwarten sind. 

c) Sieht die Bundesregiemng aufgrund dieser Tatsache die Notwendigkeit, 
die Bundesländer davon zu überzeugen, dass Studiengebühren kein ein- 
ziges Problem an Hochschulen lösen können und dem Ziel die Studie- 
rendenquote zu erhöhen, zuwider laufen? 

Nein. Auf die Antwort zu Frage 2b wird verwiesen. 

d) Ist die Bundesregierang der Auffassung, dass Äußerungen wie die von 
der Bundesministerin für Bildung und Forschung, Dr. Armette Schavan, 
im Rahmen der Plenardebatte am 27. November 2007, wonach sie - so- 
fern der Bund die Kompetenz dazu hätte - dafür sorgen würde, dass 
überall Studiengebühren eingeführt würden, dazu beitragen, Schulab- 
gängerinnen und -abgänger dazu anzuregen, ein Studium aufzunehmen? 

Die Bundesregierung und die Länder tragen durch vielfältige Maßnahmen, wie 
z. B. den Hochschulpakt 2020 oder die Umsetzung der Bologna-Reformen, 
dazu bei, die Attraktivität des Studiums zu steigern und mehr junge Leute zu 
motivieren, ein Studium aufzunehmen. Die Tatsache, dass nach der Schnell- 
meldung des Statistischen Bundesamts vom Dezember 2007 auch die Studien- 
anfängerquote wieder gestiegen ist, zeigt, dass diese Maßnahmen erfolgreich 
sind. 


3. a) Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die Einführung eines 
Numerus clausus (NC) den Rückgang der Studienanfängerinnen und 
-anfänger mit verursacht? 

Falls ja, inwiefern, und plant die Bundesregierung den Hochschulzu- 
gang flächendeckend einheitlich zu regeln? 

Falls nein, inwiefern? 

Ein Rückgang der Zahl der Studienanfänger kann verschiedene Ursachen 
haben, unter anderem die Tatsache, dass für bestimmte Fächer ein lokaler Nu- 
merus clausus eingeführt wurde. 

Die gesetzliche Regelung des Hochschulzugangs ist Ländersache. 

b) ln welcher Form wird die von der Bundesregierung angekündigte Ab- 
schaffung bzw. Änderung der Kapazitätsverordnung dazu beitragen 
können, die Zahl der Studienplätze zu steigern? 

Die Kapazitätsverordnungen sind Landesrecht. Die Auswirkungen einer 
Abschaffung oder Änderung von Kapazitätsverordnungen auf die Anzahl der 
Studienplätze köimen nicht pauschal prognostiziert werden. 
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4. a) Konnten nach Kenntnis der Bundesregierung die Studierenden, die als 
so genannte Langzeitstudierende (15. Fachsemester und höher) gelten 
und deren Quote vom Wintersemester 2000/2001 bis zum Wintersemes- 
ter 2006/2007 im Bundesdurchschnitt von 10 auf 6 Prozent zurückging, 
ihr Studium erfolgreich abschließen, oder handelt es sich hierbei um 
Studienabbrüche (bitte nach Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Mi- 
grationshintergrund aufschlüsseln)? 

Der Bundesregierung hegen hierzu keine Informationen vor. Die Hochschul- 
statistik enthält keine Angaben zu Studienverläufen und Studienabbrüchen. 

b) Wie erklärt sich die Bundesregierung den Rückgang von Langzeit- 
studierenden? 

c) Wie erklärt sich die Bundesregierung den Rückgang von Langzeit- 
studierenden in Mecklenburg- Vorpommern und Brandenburg, die trotz 
der Einführung von Langzeitstudiengebühren keinen Rückgang zu ver- 
melden haben? 

Die Fragen 4b und 4c werden im Zusammenhang beantwortet. 

Ein Rückgang der Zahl von Langzeitstudierenden kann verschiedene Ursachen 
haben und ist nicht zwingend auf die Erhebung von Langzeitstudiengebühren zu- 
rückzuführen. Vielmehr können z. B. auch die Umstellung auf die neue BA-/MA- 
Studienstruktur oder persönliche wie wirtschaftliche Überlegungen zu einem 
Rückgang der Zahlen führen. 


5. Wie hoch waren die Anteile der Studienfachwechslerirmen und -Wechsler 
vom Wintersemester 2000/2001 bis Wintersemester 2006/2007 gemessen 
an der Gesamtzahl der Studierenden (bitte nach absoluten und prozentua- 
len Anteilen sowie Semesterzahl aufschlüsseln und nach Geschlecht, 
Staatsangehörigkeit und Migrationshintergrund ausweisen)? 

Das Merkmal des Studienfachwechslers wird erst ab dem Wintersemester 
2003/2004 erhoben. Zur Staatsangehörigkeit unterscheidet die Statistik nur 
nach Deutschen und Ausländem. Migrationshintergmnd ist kein Erhebungs- 
merkmal. Zu den Daten für die Wintersemester 2003/2004 und 2006/2007 sind 
die entsprechenden Tabellen als Anlage beigefügt. 


6. a) Weshalb körmen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes deutsche 
Studierende mit Migrationshintergrund in der Studierendenstatistik 
nicht gesondert ausgewiesen werden? 

b) Inwiefern plant die Bundesregierung diese Personengruppe zukünftig in 
ihren Erhebungen stärker zu berücksichtigen? 

Die Fragen 6a und 6b werden im Zusammenhang beantwortet. 

Das Merkmal des Migrationshintergmndes ist kein Bestandteil des Hochschul- 
statistikgesetzes und wird daher im Rahmen der Hochschulstatistik nicht erho- 
ben. ln Ergänzung zur Amtlichen Hochschulstatistik wird in den Befragungen 
von Studienberechtigten durch die Hochschul-Informations-System GmbH 
(HIS) das Merkmal Migrationshintergmnd berücksichtigt. Diese Erhebungen 
im Zwei-Jahres-Turnus sollen fortgeführt werden. 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 16/8015 


7. Wie hat sich der Anteil von Bildungsausländerinnen und -ausländem in 
den letzten fünf Jahren aus folgenden Ländern bzw. Regionen entwickelt 

a) Afrika, 

b) China, 

c) EU, 

d) Nordamerika, 

e) Russland, 

f) Südamerika 

(bitte nach absoluten und prozentualen Anteilen an der Gesamtzahl der 
Studierenden und Geschlecht aufschlüsseln)? 

Die Zahlen der Bildungsausländer/Bildungsausländerinnen stiegen in den er- 
fragten Abgrenzungen zwischen dem Wintersemester 2002/2003 und dem Win- 
tersemester 2006/2007 wie aus der Tabelle ersichtlich. 


Bildungsausländer/Bildungsausländerinnen nach Herkunftsland 


WS 2002/2003 

WS 2006/2007 

Staatsange- 

hörigkeit 

insgesamt 

Anteil 

an 

Stud. 

insg. 

männlich 

Anteil 

an 

Stud. 

insg. 

weiblich 

Anteil 

an 

Stud. 

insg. 

insgesamt 

Anteil 

an 

Stud. 

insg. 

männlich 

Anteil 

an 

Stud. 

insg. 

weiblich 

Anteil 

an 

Stud. 

insg. 

Afrika 

f9 246 

0,99 

15 469 

1,53 

3 777 

0,41 

20 781 

1,05 

16 221 

1,57 

4 560 

0,48 

China 

f9 374 

1,00 

9 960 

0,99 

9 414 

1,03 

25 651 

1,30 

13 254 

1,28 

12 397 

1,31 

EU* 

28 609 

1,48 

12 912 

1,28 

15 697 

1,71 

46 972 

2,37 

17 907 

1,73 

29 065 

3,07 

Nordamerika 

3 217 

0,17 

1 569 

0,16 

1 648 

0,18 

3 413 

0,17 

1 707 

0,17 

1 706 

0,18 

Russland 

8 113 

0,42 

2 357 

0,23 

5 756 

0,63 

9 951 

0,50 

2 244 

0,22 

7 707 

0,81 

Südamerika 

5 967 

0,31 

2 926 

0,29 

3 041 

0,33 

7 940 

0,40 

4 076 

0,39 

3 864 

0,41 

Studierende in 

Deutschland 

insg. 

1 938 811 


1 010 423 


918 388 


1 979 043 


1 032 663 


946 380 



Anmerkung: EU 14 für WS 2003/2004, EU 24 für WS 2006/2007 


8. Weshalb stagniert seit Wintersemester 2004/2005 der Anteil von ausländi- 
schen Studierenden aus China? 

Der Anteil der ausländischen Studierenden aus China an allen ausländischen 
Studierenden betrug im Wintersemester 2004/05 13,9 Prozent, im Winterse- 
mester 2005/06 13,8 Prozent und im Wintersemester 2006/07 13,6 Prozent. 

ln absoluten Zahlen waren es in diesem Zeitverlauf 25 987, 26 061 und 25 651 
Studierende. Ein Grund für diese zahlenmäßig geringfügigen Veränderungen ist 
nicht bekannt. 
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Anteil Studienfachwechsler an allen 

Studierenden 4,1% 11,0% 6,6% 6.6% 3,6% 3,7% 2,7% 2.7% 2.9% 4,1% 3,6% 4,0% 4,8% 4,1% 4,9% 3,9% 3,9% 3,2% 3,3% 


Studierende insgesamt und Studienfachwechsler nach Staatsangehörigkeit, Geschlecht und einzelnen Hochschulsemestern 
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Anteil Studlentachwechsler an allen 

Studierenden 3,5% 9.5% 6.3% 4.6% 3.3% 3,2% 2,7% 2,7% 2,4% 2,9% 2.6% 2.9% 3,2% 2,7% 3.4% 2.6% 2,6% 2,2% 2,0% 1,4% 
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